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In Söllingen rollen die Bagger an
Gemeinde hat Spatenstich für Heilbrunn-Engelfeld auf den 10. November terminiert

Von unserem Mitarbeiter
Klaus Müller

Pfinztal. Dass es sich um kein „einfa-
ches Neubaugebiet“ handeln sollte, war
von Anfang an klar. Lage, Naturschutz,
Planung, Verwerfungen, etliche Behör-
den als zusätzliche Mitspieler, eine Viel-
zahl von Vorgaben oder genauso Aus-
grabungen (Merowinger-Gräber) türm-
ten sich zu fast unüberwindbaren Hin-
dernissen auf. Ums prosaisch zu sagen:
Jahre zogen ins Land und es schien eine
nun wirklich unendliche Geschichte zu
werden.

Und nun, kaum zu glauben, steht die
konkrete Umsetzung des Neubaugebie-
tes Heilbrunn-Engelfeld in Söllingen

tatsächlich unmittelbar bevor. Mehr
noch: Die ersten Bagger, wenn zunächst
auch nur symbolisch, werden demnächst
anrollen. Für den 10. November, teilte
Bürgermeisterin Nicola Bodner bei der
jüngsten Sitzung des Pfinztaler Ge-
meinderates mit, ist der Spatenstich für
Heilbrunn-Engelfeld vorgesehen; ein
Neubaugebiet mit rund 180 Bauplätzen.

Allerdings werden weitere Monate, ja
Jahre ins Land ziehen, bis die künftigen
Heilbrunn-Engelfelder ihre neuen Do-
mizile beziehen können. Zunächst steht
die Erschließung des Neubaugebietes
auf dem Programm. Die Kosten dafür, so
Ortsbaumeister Günter Knobloch, wer-
den sich nach derzeitigem Zwischen-
stand auf rund 145 Euro pro Quadrat-
meter belaufen – darin soll alles enthal-
ten sein, einschließlich der Leistungen
für den Bocksbachausbau, für Natur-
und Artenschutz.

Einhellig begrüßten die Gemeinderäte
den großen und wichtigen Schritt in
Richtung Baubeginn. Gut, dass es end-

lich losgehen kann, befanden für ihre
Fraktionen ausdrücklich Achim Kir-
chenbauer (CDU), Tilo Reeb (SPD) und
Klaus-Helimar Rahn (ULiP). Einigkeit
herrschte im Gremium auch darüber,
dass die Kosten für einen „Zentral-
platz“ im Neubaugebiet nicht die vom
Gemeinderat festgesetzten 150 000
Euro überschreiten dürften. Laut eines

mehrheitlichen Gemeinderatsbeschlus-
ses will die Gemeinde die Kosten für
den Platz übernehmen (die BNN be-
richteten). Dagegen sprach sich aber-
mals Rahn aus, der die 150 000 Euro als
Teil der Erschließungskosten bewertet.

Unabhängig vom Neubaugebiet soll
die „alte Heilbrunnerstraße“, die unmit-
telbar an das Bauareal grenzt, saniert

werden. Auch darauf verständigte sich
der Gemeinderat. Wie es derzeit aus-
sieht, summieren sich die Kosten für die
Sanierung, einschließlich von Kanal-
und Wasserarbeiten, auf etwas über
300000 Euro. Die Erschließung von
Heilbrunn-Engelfeld soll übrigens nicht
über die „alte Straße“ erfolgen, sondern
ausschließlich über die Nordumgehung.

NOCH HERRSCHT RUHE: Am 10. November sollen im Neubaugebiet Heilbrunn-Engelfeld die Erschließungsarbeiten beginnen. Bis sich
dort die ersten Bewohner niederlassen, wird es allerdings noch einige Zeit dauern. Foto: Müller

Erschließung
über die Nordtangente

Mystisch liegt der Nebel in diesen Tagen bei Sonnenaufgang über den Feldern rund um Wössingen. Zwischen den Schwaden ist am Horizont links der Vorwärmeturm
des Zementwerks zu erkennen. Foto: Waidelich

Angebot
angepasst

Dettenheim (awe). Noch einmal
rückte nun im Dettenheimer Ge-
meinderat die Kinderbetreuung in
den Fokus. Grund dafür und Haupt-
problem seien dabei die Ferien, re-
sümierte Alexandra Schindler. Im
Prinzip habe man es bei der Ferien-
betreuung allen recht machen wol-
len, was so aber in der Praxis nicht
funktioniert habe, stellte die stell-
vertretende Hauptamtsleiterin fest.
Folge davon ist nun, dass nach Ge-
meinderatsbeschluss im Ort ab An-
fang November neue Richtlinien bei
der Schulkindbetreuung gelten.

Angemerkt wurde, dass sich in
den vergangenen Jahren abge-
zeichnet habe, dass in Ferien nicht

in allen angebotenen Wochen Be-
darf besteht. Der größte bestehe in
der zweiten Woche der Pfingstferi-
en sowie in den beiden letzten
Sommerferienwochen. Insofern
soll nur noch da in Zeiten von 7.30
bis 13.30 Uhr eine Betreuung ange-
boten werden. Die Mindestteilneh-
merzahl wird auf sechs Kinder re-
duziert.

Im Angebot ist seit einigen Jahren
auch eine Nachmittagsbetreuung.
Die Nachmittage können bei An-
meldung flexibel gewählt werden.
Dies werde von den Eltern sehr gut
angenommen, erläuterte Alexandra
Schindler. Allerdings würden einige
Eltern mehrmals im Schuljahr und
teilweise monatlich die Nachmitta-
ge abändern. Dies bedinge einen er-
höhten Verwaltungsaufwand. Des-
halb soll die Anmeldung für die
Nachmittagsbetreuung künftig ver-
bindlich erfolgen.

Ferienbetreuung in
Dettenheim neu geregelt

Premiere
für die Homo-Ehe

Graben-Neudorf (BNN). Graben-Neu-
dorf meldet die erste gleichgeschlechtli-
che Ehe, die nach der Gesetzesänderung
vom 1. Oktober geschlossen wurde.

Die beiden Frauen Jasmin Kremer und
Deborah Kremer haben sich im Rathaus
Graben-Neudorf standesamtlich ge-
traut. Die beiden Frauen schrieben da-
mit ein Stück Ortsgeschichte, denn die
Trauung stellte die erste gleichge-
schlechtliche Eheschließung in Graben-
Neudorf dar. Bürgermeister Christian
Eheim gratulierte Jasmin und Deborah
Kremer mit einem Blumenstrauß. Der
Bundestag hatte Ende Juni für die
gleichgeschlechtliche Ehe gestimmt.

Entscheidung
fällt am Abend

Stutensee (del). An diesem Don-
nerstagabend fällt die Entschei-
dung: Der Gemeinderat Stutensee
muss beschließen, ob er das Bürger-
begehren der Initiative „Lachwald
erhalten“ zulässt – oder nicht.
Gleichwohl stehen die Zeichen (wie
berichtet) auf Zustimmung. Denn
die Entscheidung ist zunächst ein
formaler Akt. Ohne Diskussion geht
das sicher nicht ab, wie sich schon
geraume Zeit zeigt.

Das Gremium kommt um 19 Uhr
in der Festhalle in Blankenloch zu-
sammen. Zuerst sollen (Tagesord-
nungspunkt 1) nach der Gemeinde-
ordnung die Vertrauenspersonen
der Bürgerinitiative angehört wer-
den. Danach (TOP 2) wird das Gre-
mium – ebenfalls laut Gemeinde-
ordnung – entscheiden, ob das Bür-
gerbegehren zulässig ist.

Termin des Bürgerentscheids ist –
bei positivem Ratswillen – am
Sonntag, 18. Februar 2018. Für die
Organisation bildet der Gemeinde-
rat einen Wahlausschuss. Und das
Gremium beschließt die Informati-
on der Bürger durch eine Informati-
onsschrift. Diese Bürgerinformati-
on muss den Bürgern die in den Ge-
meindeorganen vertretene Auffas-
sung bis zum 20. Tag vor dem Bür-
gerentscheid darlegen.

Die Abstimmungsfrage beim Bür-
gerentscheid muss „hinreichend
klar definiert und so formuliert
sein, dass ein übereinstimmender
Wille des Unterzeichners erkennbar
ist“. Sie lautet: „Sind Sie dafür,
dass der Lachwald in seiner jetzigen
Form erhalten bleibt und der Be-
schluss des Gemeinderats zur Auf-
stellung eines Bebauungsplans
‚Lachwald II‘ aufgehoben wird?“

Plädoyers für geeintes Dettenheim
Gemeinderat votierte mehrheitlich für die Abschaffung der „Unechten Teilortswahl“

Von unserem Mitarbeiter
Alexander Werner

Dettenheim. Die „Unechte Teilorts-
wahl“ in Dettenheim ist Geschichte.
Seit der Fusion von Liedolsheim und
Rußheim 1975 hatte sie bei Kommunal-
wahlen Bestand. Nun beschloss der Ge-
meinderat bei elf
Ja- und sechs
NeinStimmen so-
wie zwei Enthal-
tungen, diesen Mo-
dus abzuschaffen –
ein symbolträchtiger Entscheid nach
lebhafter Diskussion mit ganz konkre-
ten Auswirkungen auf die Zusammen-
setzung künftiger Gremien.

Diese ergibt sich ab nun ortsteilunab-
hängig nach gesamtgemeindlichen Stim-
menanteilen. Damit fiel also gleichzeitig
das bislang gemeindlich festgelegte Ver-
hältnis von zehn Liedolsheimer und acht
Rußheimer Räten. Selbst wenn die Ab-
stimmung anders ausgegangen wäre,
hätte sich das ändern können. Denn für

diesen Fall hätte der Rat darüber neu zu
beschließen gehabt.

Hingewiesen wurde vorab darauf, dass
die Repräsentation der Ortsteile im Rat
bei einer Sitzverteilung von Elf zu Sie-
ben nahezu ausgeglichen wäre. Ein Pro-
porz, bei dem Rußheim keine Chance
mehr hätte, betonte Erich Hager (SPD).

Er sprach sich am
deutlichsten für
den bisherigen Mo-
dus aus. Ansonsten
wäre Rußheim
„weg vom Fens-

ter“, bekräftige er. Unzufrieden sei er
über zurückliegende Beschlüsse, denen
es an Einigkeit gemangelt habe.

Wie er befürchtete auch Ernst Keinath
(FWV) ohne die bisherige Sitzgarantie
„eine Schwächung des kleineren Orts-
teils“. Schon im Disput aber zeigte sich,
dass eine Mehrheit anders dachte. Er-
wartungsgemäß war das Meinungsbild
auch innerhalb der Fraktionen diver-
gent. Bürgermeisterin Ute Göbelbecker
hatte darauf hingewiesen, dass in die-

sem Fall jeder Rat für sich entscheide.
Um Missverständnissen in der Bevölke-
rung vorzubeugen, hatte sie ebenso als
sehr wichtig klargestellt, dass eine Ab-
schaffung den Ortschaftsrat in Bestand
und Funktion in keiner Weise berühre.
Dieser hatte dem Rat im Frühjahr ein-
stimmig empfohlen, die „Unechte Teil-
ortswahl“ beizube-
halten. Diese folgte
einer Sonderrege-
lung im Kommu-
nalwahlrecht des
Landes, die einst
sicherstellen sollte, dass Teilorte im Rat
angemessen vertreten werden. Beschlos-
sen, wie jetzt zeitig im Blick auf 2019,
wurde darüber vor jeder Kommunal-
wahl neu.

Ute Göbelbecker hatte ihren eindeuti-
gen Standpunkt dazu schon zur Bürger-
meisterwahl deutlich gemacht. Sie er-
klärte nun, dass sie die ewigen Diskus-
sionen um die Ortsteile nicht mehr ha-
ben wolle, die Gemeinde sich gut leisten
könne, wenn Stimmen mehrheitlich

zählen. Sie votierte insofern mit „Ja“.
Manfred Oberacker (CDU) sagte, dass
die Zeit nun dafür reif sei und der Rat
am Zug, Dettenheimer Einigkeit gegen-
über der Bevölkerung zu bezeugen. Rai-
ner Oberacker schloss sich dem an und
bekräftigte, dass es nach rund 45 Jahren
möglich sein sollte, dass Leute mit einer

Liste antreten.
Sprach sich Jür-

gen Ratzel (FWV)
für einen sauberen
Übergang aus, der
gut für Dettenheim

sei, so votierte ebenso Gretel Frenzel
(SPD) dafür, diesen Schritt jetzt als Det-
tenheimer zu gehen. In diesem Sinn äu-
ßerte sich auch Gunnar Bolz (FWV) als
„Dettenheimer“. Es sei wichtig, dass
jede Stimme gleich zähle. Er denke, dass
sich nichts groß ändern werde. Siegfried
Lehr (SPD) sprach sich bei seiner Ab-
lehnung moderat aus. In seinen 37 Jah-
ren als Rat habe es seiner Ansicht noch
nie Probleme mit der festgelegten Rats-
besetzung gegeben.

Sorge um Schwächung
des kleineren Ortsteils

„Zeit ist jetzt reif für
Einigkeit in Gemeinde“
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